Beilage Nr. 17/2007
LG —03228-2007/0001

Stand: 3. September 2007

Gesetz Uber die Reinhaltung von Stral3en mit 6ffentlichem Verkehr und
offentlich zuganglichen Grinflachen in Wien
(Wiener Reinhaltegesetz — Wr. RelG)

Der Wiener Landtag hat beschl ossen:
Ziel des Gesetzes

8 1. Ziel dieses Gesetzes ist die Freihaltung von Strallen mit offentlichem Verkehr und
offentlich zuganglichen Grunflachen von V erunreinigungen.

Reinhaltung offentlicher Flachen

8§ 2. (1) Das Verunreinigen von Stral3en mit offentlichem Verkehr sowie von offentlich
zugéanglichen Griunflachen ist verboten.

(2) Stralken mit offentlichem Verkehr im Sinne des Abs. 1 sind alle dem Verkehr von
Menschen oder Fahrzeugen dienenden Grundfl&chen, einschliefdlich der Verkehrsflachen nach
8§ 53 Abs. 1 der BO fur Wien, ohne Ricksicht auf die Art der Oberfl&chenbefestigung, sofern
sie von jeder Person unter den gleichen Bedingungen benitzt werden kénnen.

(3) Als Bestandteile der Stral3en gelten
1. unmittelbar dem Verkehr dienende Flachen, wie insbesondere
a) Fahrbahnen,
b) Rampen zu kreuzenden Stral3en,
c) Gehsteige,
d) Rad- und Gehwege,
€) Begleitwege,
f) Stral3enbankette,
g) Parkflachen,
h) Haltestellenbuchten und -inseln,
1) Schutzinseln,
2. Einrichtungen im Zuge einer Stral3e, wie insbesondere
a) Tunnels,
b) Unterfiihrungen,
c) Bricken,
d) Durchléasse,
e) Stitzmauern und Damme,
f) Stral3engraben und -béschungen,
g) Einlaufschéchte in den Kanal,
h) Brunnen,
1) Schienen,
j) die im Zuge einer Stral3e gelegenen Bepflanzungen und
k) Anlagen zum Schutz der Nachbarinnen und Nachbarn vor Beeintréchtigungen durch
den Verkehr auf der Stral3e, insbesondere vor L&rmeinwirkung.



(4) Offentlich zugangliche Griuinflachen im Sinne des Abs. 1 sind &ffentlich zugéngliche
Parkanlagen sowie andere offentliche Grin- und Pflanzungsflachen, die entweder mit
Pflanzen begrint sind oder — auch wenn sie nicht begriint sind — einen Lebensraum fir Baume
und Straucher darstellen.

(5) Als Verunreinigen gilt das Zurilicklassen von Stoffen oder Gegenstéanden, das Ausgief3en
von Flissigkeiten sowie das Aufbringen von farbenden Stoffen.

(6) Die Bestimmungen dieses Gesetzes sind nicht anwendbar auf

1. Handlungen im Sinne des Abs. 5, die auf Grund anderer Rechtsvorschriften zulassig
oder genehmigt sind und

2. die Verwendung von Stoffen oder Gegensténden sowie das Ausgief3en von
Fllssigkeiten zum Zwecke der Reinigung von Verkehrsflachen sowie zum Zwecke der
Aufrechterhaltung der Verkehrssicherheit auf 6ffentlichen Verkehrsflachen.

(7) Nicht von diesem Gesetz erfasst ist das Zuriicklassen von Stoffen oder Gegenstanden im
Rahmen der ordnungsgema3en land- und forstwirtschaftlichen Bodennutzung auf
unbefestigten Flachen.

(8) Verunreinigungen im Sinne des Abs. 1 hat der Verursacher ohne unnétigen Aufschub zu
beseitigen.

Uberwachung

§ 3. Zur Uberwachung der Einhaltung der Bestimmungen dieses Gesetzes ist der
Magistrat der Stadt Wien zustandig.

§ 4. (1) Vom Magistrat der Stadt Wien konnen zur Uberwachung der Einhaltung der
Bestimmungen dieses Gesetzes Organe der 6ffentlichen Aufsicht bestellt werden.

(2) Als Uberwachungsorgane konnen nur eigenberechtigte Personen bestellt werden, die
1. das 18. Lebensjahr vollendet haben und
2. fur die angestrebte Tétigkeit korperlich und geistig geeignet sowie verlasslich sind.

(3) Uberwachungsorgane sind vom Magistrat der Stadt Wien auf die gewissenhafte Erfiillung
ihrer Aufgaben anzugeloben. Nach der Angelobung sind der Dienstausweis und das
Dienstabzei chen auszufolgen.

(4) Das Dienstabzeichen hat das Wappen der Bundeshauptstadt Wien sowie die laufende
Nummer zu enthalten. Der Dienstausweis ist mit einem Lichtbild zu versehen und hat
jedenfalls Name und Geburtsdatum des Inhabers sowie die Nummer des Dienstabzeichens zu
enthalten. Die Landesregierung hat durch Verordnung Form, GrofRe und Ausfihrung des
Dienstabzeichens und den Inhalt des Dienstauswei ses festzul egen.

(5) Das Uberwachungsorgan hat bei Ausiibung des Dienstes das Dienstabzeichen sichtbar zu
tragen, den Dienstausweis bei sich zu fuhren und sich auf Verlangen gegentiber den von
seinen Amtshandlungen betroffenen Personen auszuwei sen.

(6) Die Bestellung zum Uberwachungsorgan erlischt durch Widerruf (Abs. 7), durch Tod oder
durch Verzicht. Der Verzicht ist dem Magistrat der Stadt Wien schriftlich zu erklaren.
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(7) Treten Umstande ein, die eine Bestellung zum Uberwachungsorgan ausschlieen wiirden,
so hat der Magistrat der Stadt Wien die Bestellung zu widerrufen.

(8) Dienstausweis und Dienstabzeichen sind unverziglich an den Magistrat der Stadt Wien
zuriickzustellen, wenn die Bestellung zum Uberwachungsorgan erloschen ist.

§ 5. (1) Uberwachungsorgane sind in Austibung ihres Dienstes befugt, Personen, die sie
bei Begehung einer Verwaltungsibertretung nach diesem Gesetz antreffen, zum Zwecke der
Feststellung der Identitét anzuhalten und Anzeige zu erstatten. Ist der Sachverhalt hinreichend
klar, sind sie anstelle der Erstattung einer Anzeige befugt, mit Organstrafverfligungen gemal3
8 50 Abs. 1 Verwaltungsstrafgesetz 1991 — VSIG, BGBI. Nr. 52/1991 in der Fassung BGBI. |
Nr. 117/2002, Geldstrafen einzuheben oder gemald 8 50 Abs. 2 VSIG an Stelle der Einhebung
eines Geldbetrages einen zur postalischen Einzahlung des Strafbetrages geeigneten Beleg dem
Téater zu Ubergeben.

(2) Personen, die von Uberwachungsorganen angehalten und zur Ausweisleistung
aufgefordert werden, sind verpflichtet, dieser Aufforderung unverziglich Folge zu leisten.

(3) Die Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes haben den nach diesem Gesetz
zustandigen Uberwachungsorganen Uber deren Ersuchen zur Sicherung der Ausiibung der
Uberwachungsbefugnis gema? Abs. 1 im Rahmen ihres gesetzmaRRigen Wirkungsbereiches
Hilfe zu leisten.

(4) Uberwachungsorgane haben Ubertretungen dieses Gesetzes dem Magistrat der Stadt Wien
anzuzeigen, soweit sie nicht eine Organstrafverfiigung gemald § 50 VStG verhéangen. Wenn
das Verschulden des Téaters geringfiigig ist und die Folgen der Ubertretung unbedeutend sind,
koénnen sie gemal3 8 21 Abs. 2 VSIG von der Verhangung einer Organstrafverfiigung oder von
der Erstattung einer Anzeige absehen; in diesen Fallen kénnen sie in geeigneter Weise auf die
Rechtswidrigkeit des Verhaltens aufmerksam machen (mtndliche Ermahnung).

(5) Wird der Verpflichtung zur Beseitigung einer Verunreinigung im Sinne des § 2 Abs. 1
nicht entsprochen, kann das Uberwachungsorgan dem Verursacher den Auftrag zur Erfiillung
dieser Verpflichtung erteilen.

Strafbestimmungen

86. (1) Wer entgegen 8 2 Abs. 1 Stral3en mit 6ffentlichem Verkehr oder offentlich
zugangliche Grunflachen verunreinigt, begeht, soferne die Tat nicht den Tatbestand einer in
die Zustdndigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, eine
Verwatungsibertretung und ist mit ener Geldstrafe bis zu 1.000 Euro, im
Nichteinbringungsfall mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu vier Tagen zu bestrafen.

(2) Wer Aufforderungen gemal3 8§ 5 Abs. 2 oder Auftrégen gemdd 8 5 Abs. 5 nicht
nachkommt, begeht, soferne die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zusténdigkeit der
Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, eine V erwaltungsibertretung und ist mit einer
Geldstrafe bis zu 2.000 Euro, im Nichteinbringungsfall mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu acht
Tagen zu bestrafen.

(3) Bei allen gemal’ Abs. 1 und 2 mit Strafe bedrohten Ubertretungen der Gebote und Verbote
dieses Gesetzes kénnen mit Organstrafverfigung Geldstrafen bis zu 36 Euro eingehoben
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werden. st das Verschulden des Taters geringfiigig und sind die Folgen der Ubertretung
unbedeutend, kann die Behdrde gemald § 21 Abs. 1 VSIG ohne weiteres Verfahren von der
Verhdngung einer Strafe absehen.

(4) Die Ertragnisse aus den verhangten Verwaltungsstrafen sind ausschliefdlich fur Zwecke
der Reinhaltung von StraBen mit offentlichem Verkehr und offentlich zuganglichen
Grunflachen im Sinne des § 2 Abs. 2 bis 4 zu verwenden.

8 7. Die Gemeinde hat die in diesem Gesetz geregelten Aufgaben mit Ausnahme der
Durchfihrung des Verwaltungsstrafverfahrens im eigenen Wirkungsbereich zu besorgen.

I nkr afttr eten

§ 8. Dieses Gesetz tritt am 1. Februar 2008 in Kraft.

Der Landeshauptmann: Der Landesamtsdirektor:



Stand: 3. September 2007

Entwurf

Gesetz Uiber die Reinhaltung von Stral3en mit 6ffentlichem Verkehr und
offentlich zuganglichen Grinflachen in Wien
(Wiener Reinhaltegesetz — Wr. ReiG)

VORBLATT

Ziel und Problemldsungen:

Die vorliegende Regelung soll dazu dienen, der Verunreinigung 6ffentlicher Verkehrsflachen
und Grunanlagen im Wiener Stadtgebiet entgegenzuwirken. Die Regelung stellt ein weites
Spektrum von V erunreinigungshandlungen im offentlichen Raum unter verwaltungsrechtliche
Strafdrohung und bietet die Mdoglichkeit einer raschen und effizienten Ahndung von
Verstolen.

Alternative:

Eine Nichtumsetzung der Regelung wirde die bestehende unbefriedigende Situation
aufrechterhalten.

Inhalt:

Das Wiener Reinhaltegesetz regelt die Rechtsfolgen im Falle der Verunreinigung von
Stral3en mit offentlichem Verkehr und offentlich zuganglichen Grinflachen im Gebiet des
Landes Wien. Bestimmte Verunreinigungshandlungen werden unter Strafe gestellt.
Weiters wird die Bestellung von Uberwachungsorganen durch den Magistrat der Stadt
Wien normiert und die Rechte und Pflichten dieser Organe festgel egt.

EU-Konformitét:

Die EU-Konformitét des vorliegenden Landesgesetzes ist gegeben.

Auswirkungen auf die Beschéaftigungslage und den Wirtschaftsstandort Wien:

Keine.



Kosten fur die Stadt Wien:

Die Vollziehung dieses Gesetzes soll durch Organe des Magistrates der Stadt Wien erfolgen.
Es ist geplant, dafir ausschlieflich Bedienstete aus dem Personastand der
Magistratsabteilung 48 heranzuziehen. Aufgrund saisonaler Schwankungen ist der Bedarf an
Einsatzorganen unterschiedlich.

Da bereits bel der Stadt Wien beschéaftigte Mitarbeiter fur die Erfullung dieser Aufgaben
herangezogen werden sollen, fallt kein zusétzlicher finanzieller Personalaufwand an.

Sachaufwand:
Fir die Sicherstellung eines effizienten Vollzugs des Wr. Reinhaltegesetz ist mit folgendem
Sachaufwand zu rechnen:

Die Aulendienstmitarbeiterteams werden ihren Einsatz vorwiegend mit KFZ versehen.
Geplant ist die Anschaffung von 5 Fahrzeugen. Bei einem geschétzten Anschaffungspreis von
€ 15.000,-- werden daher € 75.000,-- an zusétzlichen Kosten anfallen.

Fur den laufenden Betrieb der KFZ (Treibstoff, Wartung, Versicherung) ist mit einem
Aufwand von € 1.500,-- zu rechnen. Fir Fahrzeuge werden gerundet daher € 8.000,-- zu
kalkulieren sein.

Die Raumlichkeiten fur die ,Reinhaltegruppe® sind grundsédizlich vorhanden; fir
erforderliche, bauliche Umarbeiten ist mit einem Aufwand von € 50.000,-- zu rechnen.

Die Auléendienstmitarbeiter werden mit technischen Hilfsmitteln wie Laptops, Digitalkameras
und Diensthandys ausgestattet. Dafir ist ein Sachaufwand von € 5.000,-- zu kalkulieren.

Hinsichtlich der Anschaffung von Dienstbekleidung wird mit einem Betrag von € 10.000,-- zu
kalkulieren sein.

Der Sachaufwand fur den Vollzug desWr. Reinhaltegesetz betragt daher € 148.000,--.
Eine Abschédtzung der beim Vollzug des vorliegenden Entwurfes zu erwartenden Kosten fir
die Durchfihrung von Verwaltungsstrafverfahren ist derzeit nur sehr schwer maglich. Es ist
jedoch davon auszugehen, dass bei der Uberwiegenden Zahl der zu beanstandenden Verstélie
eine Organstrafverfiigung verhangt oder eine Ermahnung ausgesprochen wird. ES wird daher
lediglich bei einer Uberschaubaren Anzahl der Falle zu einem Verwaltungsstrafverfahren
kommen. Daher ist mit keiner wesentlichen Mehrbelastung zu rechnen.

Kosten fur den Bund und die tGibrigen Gebietskor per schaften:

Keine.

Besonder heiten des Nor mer zeugungsver fahrens:

Keine.



Stand: 3. September 2007

Entwurf

Gesetz Uiber die Reinhaltung von Stral3en mit 6ffentlichem Verkehr und
offentlich zuganglichen Grinflachen in Wien
(Wiener Reinhaltegesetz — Wr. RelG)

Erlauternde Bemerkungen
|. Allgemeiner Tell

K ompetenzr echtliche Uberlegungen:
a) in Bezug auf die Stral3en mit offentlichem Verkehr:

Der vorliegende Entwurf stitzt sich auf die Kompetenz des Landes in Gesetzgebung und
Vollziehung zur Regelung der Angelegenheiten der nicht als Bundesstraf3en erklarten
Straf3enziige nach Art. 15 Abs. 1iVm. Art. 10 Abs. 1 Z 9 B-VG. Dieser Kompetenztatbestand
umfasst unter anderem die Sicherung des Zustandes und der Bentitzbarkeit der Stral3en sowie
die Verpflichtung zur Straenerhaltung (VfSIg 4605/1963). Unter diesem Gesichtspunkt
konnen die StralRengesetze der Lander auch Ge- und Verbote betreffend die Reinhaltung von
Stral3en aussprechen. So erklart etwa das Burgenléndische Stral3engesetz 2005 das grobliche
Verunreinigen einer Stral3e und die rechtswidrige Aufrechterhaltung dieses Zustandes zur
Verwaltungslbertretung.

Laut Judikatur des VFfGH (VfSIg 6770/1972) sind alle nicht als Bundesstral3en erklarten
Strallen in Wien as Gemeindestral’en anzusehen. In Wien sind daher folgende
Stral3enkategorien von der vorliegenden Regelung umfasst (vgl hierzu die VO des
Gemeinderates betreffend Feststellung der Hauptstraf3en und Nebenstral3en vom 12.5.2005):

o  Hauptstra3en A* = Gemeindestral3en mit besonderer Bedeutung;

e ,Hauptstralen B* = Gemeindestral3en, die ehemals BundesstralRen waren, mit
erhdhter Verkehrsbedeutung (zB. Wiener Stral3e, Brunner Stral3e, Gurtel,
Altmannsdorfer Stral3e, Simmeringer Stral3e, Laxenburger Stral3e);

e ,Nebenstrafen" = alle anderen Gemeindestral3en.

Die vorliegende Regelung umfasst somit etwa 90% der im Wiener Stadtgebiet befindlichen
Stral3enflachen. Ausgenommen sind lediglich Autobahnen (zB. West-, Sid-, Ostautobahn,
Donauuferautobahn, Sldosttangente, Aulenringautobahn) sowie Schnellstra3en (Wiener
Aulenring-Schnellstral3e, Wiener Nordrand-Schnellstral3e).



b) in Bezug auf 6ffentlich zugangliche Grinfl&chen:

Hinsichtlich Verunreinigungen von offentlich zugénglichen Grinflachen besteht eine
Gesetzgebungskompetenz des Landes Wien unter dem Gesichtspunkt des Ortshildschutzes.
Unter dem Ortsbild ist der Gesamteindruck der verschiedenen bestehenden baulichen
Anlagen, der Freirdume und der Grinflachen im 6rtlichen Zusammenhang zu verstehen. Der
Gesamteindruck wird unter anderem auch durch den Zustand der einzelnen Objekte und
Grunrdaume mitgepragt. Daher kdnnen auch Verunreinigungen von Grinflachen eine
Beeintrdchtigung des Ortsbhildes zur Folge haben. AufRerdem kommen die
K ompetenztatbesténde des Jugendschutzes oder der Brandvermeidung in Betracht.

Kosten fur die Stadt Wien:

Die Vollziehung dieses Gesetzes soll durch Organe des Magistrates der Stadt Wien erfolgen.
Es ist geplant, dafir ausschliefdich Bedienstete aus dem Personalstand der
Magistratsabteilung 48 heranzuziehen. Aufgrund saisonaler Schwankungen ist der Bedarf an
Einsatzorganen unterschiedlich.

Da bereits bel der Stadt Wien beschéftigte Mitarbeiter fur die Erfullung dieser Aufgaben
herangezogen werden sollen, fallt kein zusétzlicher finanzieller Personalaufwand an.

Sachaufwand:
Fir die Sicherstellung eines effizienten Vollzugs des Wr. Reinhaltegesetz ist mit folgendem
Sachaufwand zu rechnen:

Die AuRendienstmitarbeiterteams werden ihren Einsatz vorwiegend mit KFZ versehen.
Geplant ist die Anschaffung von 5 Fahrzeugen. Bei eéinem geschétzten Anschaffungspreis von
€ 15.000,-- werden daher € 75.000,-- an zusétzlichen Kosten anfallen.

Fir den laufenden Betrieb der KFZ (Treibstoff, Wartung, Versicherung) ist mit einem
Aufwand von € 1.500,-- zu rechnen. Fir Fahrzeuge werden gerundet daher € 8.000,-- zu
kalkulieren sein.

Die Raumlichkeiten fur die ,Reinhaltegruppe* sind grundsédtzlich vorhanden; fir
erforderliche, bauliche Umarbeiten ist mit einem Aufwand von € 50.000,-- zu rechnen.

Die Auléendienstmitarbeiter werden mit technischen Hilfsmitteln wie Laptops, Digitalkameras
und Diensthandys ausgestattet. Daflr ist ein Sachaufwand von € 5.000,-- zu kalkulieren.

Hinsichtlich der Anschaffung von Dienstbekleidung wird mit eéinem Betrag von € 10.000,-- zu
kalkulieren sein.

Der Sachaufwand fur den Vollzug des Wr. Reinhaltegesetz betr agt daher € 148.000,--.
Eine Abschédtzung der beim Vollzug des vorliegenden Entwurfes zu erwartenden Kosten fir
die Durchfihrung von Verwaltungsstrafverfahren ist derzeit nur sehr schwer maglich. Es ist

jedoch davon auszugehen, dass bei der Uberwiegenden Zahl der zu beanstandenden Verstolie
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eine Organstrafverfiigung verhangt oder eine Ermahnung ausgesprochen wird. ES wird daher
lediglich bei einer Uberschaubaren Anzahl der Falle zu einem Verwaltungsstrafverfahren
kommen. Daher ist mit keiner wesentlichen Mehrbelastung zu rechnen.

Kosten fir den Bund und die tbrigen Gebietskor per schaften:

Keine.

Besonder heiten des Nor mer zeugungsver fahrens:

Keine.



Erlauternde Bemerkungen
|I. Besonderer Teil

Zus82:

Die Abs. 1 bis 7 des § 2 regeln den sachlichen Anwendungsbereich der Bestimmungen des
Gesetzentwurfes.

Zu 82 Abs. 2:

» verkehrsflachen nach § 53 Abs. 1 der BO fur Wien" sind neue Verkehrsflachen, die
ausschliefdlich oder vorwiegend der besseren Aufschlief3ung der anliegenden Grundflachen
dienen. In Bezug auf solche Flachen kann im Bebauungsplan angeordnet werden, dass diese
von den Eigentimern nach den Anordnungen der Gemeinde hergestellt, erhalten, gereinigt,
beleuchtet und die notwendigen Einbauten hergestellt und erhalten werden.

»Ohne Rucksicht auf die Art der Oberflachenbefestigung”: Fir die Anwendbarkeit des
Wiener Reinhaltegesetzes ist es ohne Belang, ob die betreffende Verkehrsflache befestigt ist
(wie etwa eine asphaltierte Stral3e) oder nicht (wie z.B. ein Feldweg).

Zu 82 Abs. 4:

, Offentlich zugéangliche Griinflachen® umfassen offentlich zugangliche Parkanlagen, aber
auch andere (nicht as Parkanlagen gewidmete) 6ffentliche Grin- und Pflanzungsflachen. Als
Grunflachen gelten sowohl mit Pflanzen begriinte Flachen al's auch Fléchen, die — auch wenn
sie nicht begrint sind — einen Lebensraum fur Baume und Strucher darstellen (z.B.
»,Baumscheiben“). Auch Hundezonen und Hundeauslaufplétze im Sinne des § 6 Abs. 1
Wiener Tierhaltegesetz sind vom Begriff der 6ffentlich zuganglichen Grunflache umfasst.

Zu 82 Abs. 5

Unter den Tatbestand ,Zurlcklassen von Stoffen oder Gegenstdnden® fallen
beispielsweise das Hinterlassen von Einkaufswagen oder eines nicht mehr gebrauchsfahigen
Kraftfahrzeuges im  Offentlichen  Raum, das Zuricklassen von  gebrauchten
Einrichtungsgegenstanden, das Hinterlassen von Hundekot und das Wegwerfen von
Zigarettenresten oder von Papier (wie etwa auch Flugblédtter). Jedenfalls nicht als
Zuricklassen gilt das voribergehende Abstellen von Gegenstanden (Beispiel: Parken eines
Autos). Verlustgegenstande fallen ebenfalls nicht unter diesen Tatbestand.

»Ausgielen von Flussigkeiten®* meint z.B. das Verschitten oder die Ableitung von
Hausabwassern, Abwassern aus Betrieben und Jauche auf Straf3en mit offentlichem Verkehr
und offentlich zugéngliche Grinflachen.



Zu 82 Abs. 6:

Durch diese Bestimmung wird enerseits eine Abgrenzung (insbesondere) zu
abfallwirtschaftlichen Regelungen vorgenommen. Andererseits wird klargestellt, dass im
Winter verwendetes Streumaterial nicht unter den Anwendungsbereich dieses Gesetzes fallt
und daher keine Uberschneidungen zur , Winterdienst-V erordnung 2003“  bestehen.

Zu 82 Abs. 8:

Verursacher ist derjenige, der die Verunreinigung urséchlich herbeigefthrt hat (d.h. etwa
derjenige, der Zigarettenreste, Papier oder Flugblatter wegwirft).

Im Falle der Zurticklassung von Hundekot sind jene Personen Verursacher, denen die
Beaufsichtigung des Tieres obliegt. Als Beaufsichtiger des Hundes ist jedenfalls der Besitzer
und der Verwahrer anzusehen.

Zu 84

Es ist beabsichtigt, dass die Uberwachungsorgane organisatorisch in den Magistrat der Stadt
Wien eingegliedert sind (Magistratsbedienstete) und daher entweder als Beamte oder als
V ertragsbedienstete dem Dienstrecht des Magistrates unterstehen.

Uberwachungsorgane sind als Organe der 6ffentlichen Aufsicht einzustufen. Sie sind keine
Wachkorper im Sinne des Art. 78d Abs. 1 B-VG. Das Recht, Waffen in Austibung ihres
Dienstes zu fuhren, steht ihnen daher nicht zu.

Die von den Uberwachungsorganen bei Ausiibung ihres Dienstes zu fiihrenden
Dienstabzeichen und Dienstausweise sind amtliche Symbole, deren Flhrung mit hoheitlichen
Aufgaben und Verpflichtungen verbunden ist. Die genaue Ausgestaltung der Dienstabzeichen
und des Inhaltes des Dienstausweises wird durch eine Verordnung der Landesregierung noch
festgel egt werden.

Zu 85Abs. 1:
Die einzelnen Befugnisse der Uberwachungsorgane sind in § 5 Abs. 1 geregelt.
1. Anhalten von Per sonen:

Personen, die bei Begehung einer Verwaltungsibertretung nach diesem Gesetz angetroffen
werden, dirfen angehalten werden. Das "Anhalten" hat sich in der Feststellung der Identitét
des Betreffenden zu erschopfen. Die Anhatung muss ohne jegliche physische
Gewaltanwendung ausgelibt werden. Man darf sich dem Betreffenden somit in den Weg
stellen, ihn der Sache nach zur Rede stellen und ihn nach Namen und Adresse fragen. Werden
die Auskinfte verweigert, besteht alerdings keine Mdoglichkeit einer zwangsweisen
Durchsetzung.



Insbesondere steht ein Festnahmerecht den Uberwachungsorganen as Organen der
offentlichen Aufsicht nicht zu. Auch Personendurchsuchungen (Leibesvisitationen) durfen
nicht durchgefiihrt werden.

2. Anzeige:

Die Befugnis zur Erstattung einer Anzeige stellt zugleich auch eine Verpflichtung des
Uberwachungsorganes dar, sofern der Sachverhalt nicht hinreichend gekléart ist.

3. Organstrafverfligung:

Ist der Sachverhalt hinreichend geklart, ist das Uberwachungsorgan befugt, mit
Organstrafverfigungen gemal? 8 50 Abs. 1 VSIG Geldstrafen einzuheben oder geméi? § 50
Abs. 2 VSIG an Stelle der Einhebung eines Geldbetrages dem Téter einen Erlagschein zur
postalischen Einzahlung des Strafbetrages zu Ubergeben.

Zur Sicherung der Ausiibung dieser Uberwachungsbefugnisse haben die Organe des
offentlichen  Sicherheitsdienstes  (Bundespolizei) im Rahmen ihres gesetzlichen
Wirkungsbereiches Hilfe zu leisten.

Der drtliche Wirkungsber eich des Uberwachungsorganesist - sofern keine Einschrankungen
bestehen - jedenfalls mit dem Bundesland Wien begrenzt.

Zu 85 Abs. 4:

Gemdl § 21 Abs. 2 VSIG kdnnen die Organe der offentlichen Aufsicht von der Verhéngung
einer Organstrafverfigung oder von der Erstattung einer Anzeige absehen, wenn das
Verschulden des Beschuldigten geringfiigig ist und die Folgen der Ubertretung unbedeutend
sind.

Sie kdnnen den Téter in solchen Fallen in geeigneter Weise auf die Rechtswidrigkeit seines
V erhaltens aufmerksam machen (,, mindliche Ermahnung*).

Zu 85 Abs. 5:

Ein derartiger Auftrag stellt einen Akt unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehlsgewalt
(und keinen Bescheid) dar. Beschwerden dagegen konnen daher an den Unabhéngigen
Verwaltungssenat erhoben werden.

Zu 86:

Das Widersetzen gegen einen Beseitigungsauftrag oder einen Auftrag zur Ausweisleistung
kann nicht mit Zwangsgewalt von den Uberwachungsorganen unmittelbar durchgesetzt

werden, fuhrt aber zu einer deutlich htheren Bestrafung.

Die in Abs. 3 vorgesehene Organstrafverfigung stellt nach der Rechtsprechung keinen
Bescheid dar. Gegen sieist kein Rechtsmittel zul&ssig.

6



Die Zweckwidmung der Einnahmen aus den Geldstrafen wurde vorgesehen, da dem Magistrat
der Stadt Wien die Strallenreinigung und die Reinigung der Grinfl&chen obliegt. Diesem
Aufwand stehen derzeit keine gesonderten Einnahmen gegenlber, weshalb eine

Zweckwidmung der Strafgelder notwendig erscheint.



	Ziel des Gesetzes
	Reinhaltung öffentlicher Flächen

	Überwachung
	
	Strafbestimmungen


	Inkrafttreten
	Ziel und Problemlösungen:
	Alternative:
	EU-Konformität:
	Auswirkungen auf die Beschäftigungslage und den �
	Kosten für die Stadt Wien:
	Kosten für die Stadt Wien:

